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1. Einführung 

1.1 Planungsanlass, Planungsziel 

Der Vorhabenträger hat den Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes gestellt. Auf dem Grundstück ist die Errichtung eines Einfamilienhauses geplant. 
 
Die verbindliche Bauleitplanung hat das Ziel, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Bebau-
ung einer innerorts gelegenen Freifläche zu schaffen. Zu diesem Zweck ist die Ausweisung eines 
Allgemeinen Wohngebietes vorgesehen. 

1.2 Lage und räumlicher Geltungsbereich 
Das Verfahrensgebiet des Bebauungsplanes befindet sich in Neuenstein und umfasst das in der 
Gemarkung Obergeis in der Flur 26 liegende Flurstück 15. 
 
Die Fläche wird begrenzt, im Nordwesten durch die vorhandene Bebauung sowie einer Kleingarten-
fläche, im Nordosten durch einen Mühlengraben, im Südosten durch die vorhandene Bebauung und 
im Süden durch die Schulstraße begrenzt. 
 

 
Übersichtsplan ohne Maßstab 
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1.3 Planverfahren 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neuenstein hat in ihrer Sitzung am 12.06.2025 den Be-
schuss zur Aufstellung des Bebauungsplans „Papiermühle“ gefasst. 
 
Da der Bebauungsplan der Nachverdichtung und weiteren Innenentwicklung dient, wendet die Ge-
meinde das Verfahren gem. § 13a BauGB an. Die Durchführung erfolgt im beschleunigten Verfah-
ren, wobei die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 BauGB gelten. 
 
Entsprechend den Bestimmungen des § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. Die Öffentlichkeit 
wurde gem. § 3 Abs. 2 BauGB an der Planung beteiligt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden entspre-
chend § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 

2. Planungsrechtliche Rahmenbedingungen 

2.1 Regionalplanung 
Die Planbereichsfläche liegt in 
einem Bereich, der im Regionalplan 
Nordhessen 2009 als Vorbe-
haltsgebiet für die Landwirtschaft 
ausgewiesen ist. 
 
 
 
 
 
 

 
Auszug aus dem Regionalplan 

Nordhessen 2009 

2.2 Flächennutzungsplan 
Im rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan ist die Planbereichsfläche 
als Flächen für die Landwirtschaft 
ausgewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Auszug aus dem rechtswirksamen 

Flächennutzungsplan 
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Da der Bebauungsplan 
„Papiermühle“ von den 
Darstellungen des Flä-
chennutzungsplanes ab-
weicht, wird dieser ge-
mäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB im Wege der 
Berichtigung (2026 – 1. 
Änderung) angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach der Änderung 
Ausweisung im Rahmen der Berichtigung 

2.3 Landschaftsplan 
Entsprechend der Bestandserfassung ist die beanspruchte Fläche im Landschaftsplan als Fläche für 
die Landwirtschaft (Grünland, artenarm) ausgewiesen. Der Planbereich berührt keine Flächen mit 
rechtlichen Bindungen für den Naturschutz und die Landschaftspflege. 

2.4 Bebauungspläne 

Für den Planbereich bestehen keine verbindlichen Bauleitplanungen. 

2.5 Fachplanungen/ Untersuchungen 
Es liegen keine Fachplanungen oder Untersuchungen vor. 

3. Planungsziel und Bebauung 

■ Planungsziel 
Die voll erschlossene Fläche des Planbereichs befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers. In 
der südwestlichen Hälfte des Flurstücks 15. In der Teilfläche möchte die Tochter ein Einfamilienhaus 
mit einer Doppelgarage errichten. Vorgesehen ist ein nicht unterkellerter max. zweigeschossiger 
Baukörper mit einer Wohngrundfläche von ca. 130 bis 180 m². Das Wohnhaus soll mit einem Sattel-
dach ausgebildet werden. 
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■ Erschließung / Stellplätze 
Der Planbereich ist über die Schulstraße„ erschlossen. Die erforderlichen Stellplätze werden ent-
sprechend der „Stellplatz- und Ablösesatzung“ der Gemeinde Neuenstein auf dem Flutstück 15 an-
geordnet. 
 

 
Entwicklungsskizze ohne Maßstab 

3.1 Ver- und Entsorgung 

Versorgung 
Die Versorgung der Planbereichsfläche mit Trink-, Brauch- und Feuerlöschwasser wird durch das 
vorhandene Anlagennetz der Gemeinde Neuenstein sichergestellt. Zu diesem Zweck erfolgt ein An-
schluss an das bestehende Netz. 
 
Die elektrische Versorgung der Planbereichsfläche wird durch Ausbau des vorhandenen Anlagen-
netzes der EnergieNetz Mitte GmbH sichergestellt. 

Entsorgung 
Das zukünftig anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser wird im Mischsystem in das ge-
meinde Kanalnetz abgeleitet. Schmutz- und Niederschlagswassermengen werden sich leicht erhö-
hen. Das Plangebiet befindet sich im Einzugsbereich der gemeindeeigenen Kläranlage Neuenstein - 
Gittesdorf, die das anfallende Schmutzwasser ohne Probleme aufnehmen kann. 
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4. Textliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

4.1 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Das Satzungsgebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. 

4.1.1 Unzulässigkeit von Nutzungen gem. § 1 BauNVO 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes werden die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zu-
lässigen Betriebe und Anlagen nicht zugelassen. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschossflächen-
zahl (GFZ) bestimmt. Mit diesen Festsetzungen ist eine hinreichend genaue Bestimmung der bauli-
chen Dichte entsprechend der städtebaulichen Konzeption gesichert. 

■ Zulässige Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO 
Die maximal zulässige Grundflächenzahl(GRZ) wird festgesetzt auf: 0,25 

soweit zeichnerisch keine kleineren überbaubaren Flächen festgesetzt sind. 

■ Zulässige Geschossflächenzahl gem. § 20 BauNVO 
Die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) wird festgesetzt auf: 0,50 

Zulässige Höhe baulicher Anlagen in Meter gem. § 16 (2) 4 BauNVO 

Zur Integration des geplanten Gebäudes in die Umgebungsbebauung werden gemäß § 16 Abs. 2 
Nr. 4 BauNVO für bauliche Anlagen die maximal zulässige Firsthöhe (FH) und die maximale berg-
seitige Traufhöhe (TH) in Meter wie folgt festgesetzt. Die zulässige Höhe baulicher Anlagen steht in 
Abhängigkeit von der Dachform. 

Firsthöhe bzw. Oberkantenhöhe 
Flachdach (<=5°): 7,00 m 
Pultdach: 8,50 m 
Sonstige Dachformen: 10,50 m 

 

 Traufhöhe 6,75 m 

Photovoltaikanlagen (Solarstrom) und Solarthermie-Anlagen (Warmwasserversorgung) dürfen die 
festgesetzte Firsthöhe für bauliche Anlagen nicht überschreiten. Bei Gebäuden mit Flachdach darf 
die Oberkantenhöhe baulicher Anlagen um max. 1,0 m überschritten werden. 

Bezugspunkt Höhe baulicher Anlagen 

Die zulässige Traufhöhe ist die mittlere Traufhöhe von der Oberkante der vorhandenen Geländehö-
he im Schnittpunkt mit Außenwand und Dachhaut gemessen. 
 
Die Firsthöhe baulicher Anlagen wird von der an der in der Mitte des Gebäudes gelegenen, natürli-
chen Geländehöhe gemessen. Der untere Bezugspunkt der Höhe der baulichen Anlage wird vom 
Anschnitt des gewachsenen Bodens am Standort des Gebäudes gemessen. Bei Flachdächern ist 
der obere Bezugspunkt die Oberkante der Attika. 
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4.3 Bauweise / Baugrenzen/überbaubare Grundstücksfläche 
 gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

4.3.1 Bauweise gem. § 22 BauNVO 

Gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO wird eine offene Bauweise festgesetzt. 

4.3.2 Überbaubare, nicht überbaubare Grundstücksflächen gem. § 23 BauNVO 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. 
 
Innerhalb der nicht überbaubaren Flächen werden Pkw-Fahrzeug-, Fahrrad- und Wertstoffstellplätze 
mit ihren Zufahrten, die räumlich und funktional der Hauptnutzung (Gebäude) und dem Nutzungs-
zweck des Baugebietes zuzuordnen sind, zugelassen. 

4.4 Nutzung solarer Strahlungsenergie gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB 

Ausstattung von Dachflächen mit Photovoltaik 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die nutzbaren Dachflächen zu mindestens 30 % mit 
Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solar-
mindestfläche). Nutzbar ist derjenige Teil der Dachfläche, der für die Nutzung der Solarenergie aus 
technischen und wirtschaftlichen Gründen verwendet werden kann. 
 
Anrechnung von Solarwärme-Kollektoren 
Werden auf einem Dach Solarwärme-Kollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Flä-
che auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden. 

Nutzbare Dachfläche: 
Nutzbar ist derjenige Teil der Dachfläche, der für die Nutzung der Solarenergie aus technischen und 
wirtschaftlichen Gründen verwendet werden kann. Der nutzbare Teil der Dachfläche ist in einem 
Ausschlussverfahren zu ermitteln. Danach sind von der Dachfläche die nicht nutzbaren Teile (in m²) 
abzuziehen; nicht nutzbar sind insbesondere: 

˃ Ungünstig ausgerichtete und geneigte Teile der Dachfläche nach Norden (Ostnordost bis West-
nordwest) – Ost-West ausgerichtete Dächer sind ausdrücklich von der Solarpflicht eingeschlos-
sen, weil sie gut nutzbar sind, 

˃ von anderen Dachnutzungen, wie Dachterrassen, Dachfenster bzw. Oberlichter, Gauben, Dach-
einschnitte, Dachaufbauten wie Schornsteine oder Entlüftungsanlagen sowie belegte Teile des 
Daches. 

 
Die festgesetzte Solarpflicht ist vorrangig auf die lokale Stromerzeugung ausgerichtet. Sie dient der 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und dem Klimaschutz. Die erzeugte Energie wird vorran-
gig im Plangebiet verwendet, sei es durch die Energieversorgung der Haushalte mit Strom bzw. 
Wärme oder durch den physikalischen Effekt, dass Solarstrom im Netz vorrangig dort verbraucht 
wird, wo er eingespeist wird. 

4.5 Grünordnerische Festsetzungen gem.§ 9 Abs.1 Nr. 20 u. 25 BauGB i.V.m. mit § 91 HBO 

a) Nicht überbaubare Flächen / Nutzungszweck 
Zunächst besteht das Recht, die ausgewiesene Baufläche entsprechend den vorgegebenen städte-
baulichen Werten zu bebauen. Da auf Grund der zulässigen Überbaubarkeit der Flächen keine 
100%-ige Überbauung zugelassen wird, verbleiben Freiflächen, die als Grünflächen anzulegen und 
entsprechend der n.g. Regelung zu bepflanzen sind. Je angefangene 100 m² der Grünflächen ist ein 
standortgerechter, heimischer Laubbaum zu pflanzen. Wird der v.g. Anteil nicht erreicht, sind jedoch 
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mindestens zwei Laubbäume zu pflanzen. Die nachfolgende Regelung zur Anpflanzung von Gehöl-
zen bezieht sich auf die Flächen, die entsprechend der Grundflächenzahl (GRZ) nicht bebaut wer-
den können. Von diesem nicht bebaubaren Flächenanteil sind mindestens 15% der Fläche mit 
Bäumen, Sträuchern oder Stauden zu bepflanzen und zu unterhalten. Mindestens 80% der verwen-
deten Gehölze müssen standortgerecht und einheimisch sein (siehe auch unter Hinweise Pflanzlis-
te). Die nicht bebauten Flächen sind als Garten- und Freizeitflächen anzulegen. 

b) Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie Bindungen für die Erhaltung von Bäumen gem.§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB 

Pflanzgebot / Pflanzbindung Hecke 
Entlang der Nachbargrenze zu dem Flurstück 14 sowie zum Flurstück 31/1 (Schulstraße) ist ent-
sprechend der Darstellungen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes eine standortgerechte 
Laubhecke anzupflanzen. 

c) Private Grünflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
Die Fläche F2 dient der nichterwerbsmäßigen gärtnerischen Nutzung, zur Gewinnung von Garten-
bauerzeugnissen für den Eigenbedarf sowie Erholungs- und Freizeitzwecken. 

d) Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem.§ 9 
Abs.1 Nr. 20 BauGB 

Die ca. 220 m² große Fläche F1 dient der Kompensation von Eingriffen. Die derzeit intensiv genutz-
te Fläche wird gem. § 9 (1) 20 BauGB als Fläche mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. 
 
Die Fläche F1 wird derzeit bis zum Gewässerrand des Mühlgraben genutzt. Derzeit fehlt ein natürli-
cher oder naturnaher Gewässerrandstreifen. In einer Tiefe von 6,0 m zur Gewässerparzelle des 
Mühlgraben ist der Randstreifen zugunsten der Entwicklung eines naturnahen Uferrandstreifens 
(Staudenvegetation/ natürliche Begleitvegetation) umzuwidmen. Auf eine Nutzung ist zu verzichten. 
 
Zur Förderung einer unterschiedlichen Entwicklung verschiedener Pflanzengesellschaften am sel-
ben Ort, ist die Fläche in eine extensive Nutzung zu überführen. Der Einsatz von Pflanzenschutz- 
und Düngemitteln ist zu unterlassen. Bauliche und sonstige Anlagen sind unzulässig. Die Grün-
landmahd ist jährlich auf 1 - 2-mal zu begrenzen, wobei die erste Mahd nicht vor dem 15. Juni erfol-
gen darf. 
 
Die im Plan dargestellten Bindungen für Baumstandorte sind verbindlich und im Rahmen der Pla-
nung zu berücksichtigen. Der Stammumfang (STU) muss mindestens 14/ 16 cm betragen. Der je-
weilige Standort kann gegenüber der Plandarstellung um  1,5 Meter versetzt werden. 

e) Dachbegrünungen 
Um die Entstehung von Kleinbiotopen zu fördern, wird eine Begrünung von Dachflächen festgesetzt. 
Dachbegrünungen tragen zur Entstehung von Kleinbiotopen bei und fördern Lebensräume für Pflan-
zen und Tiere. Sie begünstigen das Mikroklima und leisten einen wirksamen Beitrag im Sinne der 
Minderung des Oberflächenwasserabflusses. Dachbegrünungen bilden Minimierungsmaßnahmen 
für bauliche Eingriffe in Natur und Landschaft. 
 
Die nachfolgende Regelung gilt für alle Gebäude i. S. des § 2 Abs. 3 HBO, einschließlich Garagen 
mit Ausnahme untergeordneter Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO im gesamten Be-
bauungsplanbereich. Die folgende Regelung gilt auch bei einer Errichtung von Photovoltaikanlagen. 
Dachflächen mit einer Dachneigung bis 15° sind unter Beachtung brandschutztechnischer Be-
stimmungen vollständig mit einer standortgerechten Vegetation extensiv zu begrünen und dauerhaft 
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zu unterhalten. Die Stärke der Vegetationsschicht (durchwurzelbare Schicht) muss im Mittel 10 cm 
betragen. Der Begrünungsaufbau und die verwendeten Materialien und Substrate sind gemäß der 
„FLL-Richtlinie für die Planung, Bau und Instandhaltung von Dachbegrünungen (Dachbegrünungs-
richtlinie)“ Ausgabe 2018 auszuführen. Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare 
Dachterrassen, verglaste Flächen und technische Aufbauten. 

f) Durchführung 
Die festgesetzten Grünordnungs- und Pflanzmaßnahmen sind innerhalb eines Jahres nach Aufnah-
me der Gebäudenutzung durchzuführen. Eine sachgerechte Pflege ist sicherzustellen. Abgänge sind 
innerhalb von zwei Pflanzperioden gleichwertig zu ersetzen. 

5. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 Hessische Bauordnung 

5.1 Dächer 
Dächer von Hauptgebäuden und Garagen sind nur zulässig mit einer Neigung von 20° bis 45°. 
 

Ausnahmsweise werden Dachneigungen unter 15° zugelassen, sofern sie als Gründächer ausgebil-
det werden (siehe auch „Grünordnerische Festsetzungen gem. § 9 Abs.1 Nr. 20 u. 25 BauGB Dach-
begrünungen“). 

Äußere Gebäudegestaltung 
Gebäudeaußenwandflächen sind als Putz-, Holz- oder Klinkerflächen in natürlichen Farbtönen zu 
gestalten. Grellweiße Putzflächen oder Flächen mit auffällig bunten oder glänzenden Materialien 
sind unzulässig. 

5.2 Außenbeleuchtung 

Für die Außenbeleuchtung an Gebäuden und Freiflächen sind Leuchtdioden (LED) oder voll abge-
schirmte Leuchten zu verwenden. Zum Schutz angrenzender Lebensräume ist der Lichtstrahl auf die 
notwendigen Bereiche zu begrenzen. Vorzugsweise sind Lichtquellen mit einer Farbtemperatur 
(CCT) < 2700 K einzusetzen, bei denen das Lichtspektrum von Wellenlängen > 550 nm dominiert. 

5.3 Garagen, Carports (offene Garagen) 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die „Stellplatz- und Ablösesatzung“ der Gemein-
de Neuenstein in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Garagen müssen eine Vorstellfläche von mind. 5,0 m und Carports von mind. 1,5 m haben. Bei 
Carports bemisst sich der Abstand der Vorstellfläche zur Dachvorderkante. 
 
Werden Garagen oder Carports parallel zur öffentlichen Straßenbegrenzungslinie errichtet, so ist 
zwischen Straßenbegrenzungslinie und Bauwerk ein Mindestabstand von 1,0 m einzuhalten. Die 
Abstandsfläche ist als Grünfläche anzulegen und flächendeckend zu bepflanzen. 
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5.4 Oberflächenbefestigung 

Bodenversiegelungen unterbrechen die Boden-Wasser-Luft-Austauschbeziehungen. Durch Erdaus-
hub, Verdichtung, Abtragung und Überdeckung sind insbesondere die Speicher-, Absetz- und Filter-
eigenschaften der oberen Deckschicht gestört. Die Gesamtsumme aller Flächenversiegelungen und 
die Art der Befestigung führen zu überwärmten Stadtklimaten. 
 
Soweit kein Schadstoffeintrag in das Grundwasser zu befürchten ist, sind zur Kompensation Er-
schließungsflächen und sonstige Grundstücksfreiflächen in wasserdurchlässiger Weise so herzustel-
len, dass Regenwasser direkt oder über seitlich angrenzende Grünflächen versickern kann. Eine Be-
festigung mit Beton oder Asphalt wird nicht zugelassen. 

6. Nachrichtliche Übernahmen / Hinweise 

6.1 Sicherung von Bodendenkmälern 

Bodendenkmäler sind gemäß dem „Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmäler“ (Denkmalschutzge-
setz - DSchG) unter Schutz gestellt. Wer bei Erdarbeiten Bodendenkmäler und Kleindenkmäler (his-
torische Grenzsteine o. ä.) entdeckt oder findet, hat dies gem. § 21 Hess. Denkmalschutzgesetz 
(HDSchG) unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege und der 
Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand 
zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 

6.2 Schottergärten zur Gestaltung von privaten Gärten 

Gem. § 35 Abs. 9 HeNatG ist darauf hinzuwirken, dass Grundstücksfreiflächen im bebauten Innen-
bereich insektenfreundlich gestaltet und vorwiegend begrünt werden. Schotterungen zur Gestaltung 
von privaten Gärten sind grundsätzlich keine zulässige Verwendung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 der hes-
sischen Bauordnung (HBO). Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 HBO sind nicht überbaubare Flächen der be-
bauten Grundstücke wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen und zu be-
pflanzen, soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 

6.3 Bodenschutz 

Zur Erfüllung der Ziele nach §§ 1 BBodSchG u. HAItBodSchG hat jeder, der auf den Boden einwirkt, 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 Abs. 1 
BBodSchG) und bei Einwirkungen auf den Boden Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bo-
denveränderungen zu treffen (§ 7 BBodSchG). Bei der Bauausführung sind die folgenden Merkblät-
ter und DIN-Normen zu beachten. 
 

- Merkblätter des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, Forsten, Jagd 
und Heimat (HMLU 2024). 
https://landwirtschaft.hessen.de/umwelt/bodenschutz - Rubrik Bodenschutz beim Bauen + Weite-
re Informationen 

 

DIN-Normen: 
‐ DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben 
‐ DIN 19731 Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial 
‐ DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten 
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■ Verwertung von Erdaushub 
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen ande-
ren Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist im nutzbaren Zustand zu erhalten und 
an geeigneten Stellen, vorzugsweise auf den Grundstücken, zu verwenden. 
 
Der im Plangebiet durch Baumaßnahmen beanspruchte Oberboden ist so weit wie möglich zu si-
chern, bis zur Wiederverwendung in Mieten zu lagern und nach Abschluss der Baumaßnahmen in-
nerhalb der gebietsbezogenen Freianlagengestaltung naturnah einzuarbeiten. 
 
Überschüssiger Oberboden muss fachgerecht verwertet werden. Unter Berücksichtigung der hohen 
Ertragsfähigkeit der anstehenden Böden sollte die fachgerechte Verwertung primär durch Aufbrin-
gung zur Bodenverbesserung auf weniger ertragreichen landwirtschaftlichen Flächen erfolgen. Die 
hierbei zu beachtenden fachlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen sind in der Arbeitshilfe 
"Aufbringung von Bodenmaterial zur landwirtschaftlichen und erwerbsgärtnerischen Bodenverbesse-
rung" (HMUKLV 2020) beschrieben. 

6.4 Berücksichtigung von Gehölzen (Pflanzliste) / Hinweise zur Einhaltung von 
Grenzabständen 

Bei der privaten Freiraumgestaltung wird die Verwendung nachfolgender Gehölze empfohlen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen von Neuanpflanzungen die nach dem Hessischen Nach-
barrecht gem. §§ 38 bis 40 vorgegebenen Grenzabstände u. a. für Sträucher und lebende Hecken 
einzuhalten sind. 

Einzelbäume, mittel- und kleinkronig 
- Acer campestre (Feldahorn) - Corylus colurna (Baumhasel) - Crataegus coccinea (Scharlachdorn) 
- Crataegus laevigata Paul`s Scarlett (Rotdorn)  - Crataegus monogyna (Weißdorn) 
- Malus sylvestris (Holzapfel) - Prunus avium (Vogelkirsche) - Pyrus communis (Holzbirne) 
- Sorbus aucuparia (Eberesche) 

Obstbäume, in alten robusten Sorten als Hoch- oder Halbstämme 
- Apfel, Birne, Süßkirsche, Zwetsche, Walnuß 

Heckengehölze 1 Stck./m² 
- Acer campestre (Feldahorn) - Corylus avellana (Hasel) 
- Carpinus betulus (Hainbuche) - Cornus sanguinea (Hartriegel) 
- Crataegus monogyna oxyacantha (Weißdorn) - Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen) 
- Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) - Ligustrum vulgare (Liguster) 
- Malus sylvestris (Holzapfel) - Prunus spinosa (Schlehe) 
- Pyrus communis (Wildbirne) - Robus idaeus (Himbeere) 
- Rosa canina (Hundsrose) - Rosa rubiginosa (Weinrose) 
- Salix caprea (Salweide) - Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
- Sorbus aucuparia (Eberesche) - Viburnum lantana (Wolliger Schneeball) 
- Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball) 

Heckenpflanzen 
- Carpinus betulus (Hainbuche) - Ligustrum vulgare (Liguster) - Taxus baccata (Eibe) 
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Umweltbezogene Informationen 
Da der Bebauungsplan der Nachverdichtung und weiteren Innenentwicklung dient, wendet die Ge-
meinde das Verfahren gem. § 13a BauGB an. 
 
Entsprechend den Bestimmungen des § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. 
 
Gemäß der Vorprüfung sind keine UVP-pflichtigen Vorhaben gem. Anlage 2 UVPG vorgesehen. Es 
bestehen keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB ge-
nannten Schutzgüter. Natura 2000-Gebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
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1. Bestehende Nutzungen im Untersuchungsraum 
Die Planbereichsfläche liegt inner-
halb der Siedlungslage. Das Flur-
stück 15 ist über die Schulstraße er-
schlossen. 
 
Im südwestlichen Bereich besteht ein 
eingefriedeter, strukturarmer Garten-
bereich mit einer Gartenhütte. Der 
Bereich dient überwiegend der Frei-
zeitnutzung. 
 
Der überwiegende Teil des Flur-
stücks wird intensiv als Pferdeaus-
laufläche genutzt. Mit Ausnahme im 
Nordosten ist der Bereich allseitig 
eingefriedet. 
 
Der Planbereich grenzt im Norden an 
den Mühlgraben. 
 
Mit Ausnahme eines kleineren Obstbaumes im Bereich der Gartenhütte sind im Planbereich keine 
Bäume oder Sträucher zu verzeichnen.  

 

 
Bestandsplan ohne Maßstab 
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2. Auswirkungen durch schädliche Umwelteinwirkungen 
Schädliche Umwelteinwirkungen sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nach-
barschaft herbeizuführen (§ 3 Abs. 1 BImSchG). 
Der Planbereich liegt innerhalb der Siedlungslage und ist über die Schulstraße erschlossen. 
 
Eine Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Erschließungsanlagen ist nicht zu er-
warten. Nachhaltige Beeinträchtigungen der Nachbarschaft durch den zukünftigen Anliegerverkehr 
werden ausgeschlossen. 
 
Infolge der Planumsetzung sind keine Anlagen zu erwarten, die schädliche Umwelteinwirkungen 
verursachen. Es sind keine Beeinträchtigungen erkennbar, die sich negativ auf die Gesundheit und 
das Wohlbefinden des Menschen auswirken. Umweltgefährdungen von dem geplanten Vorhaben 
sowie erhebliche Beeinträchtigungen des Menschen werden ausgeschlossen. 

Umweltverschmutzung 
Im Zuge der Errichtung des Wohnhauses und der Erschließungsflächen können während der Bau-
phase Umweltverschmutzungen in der Umgebung in begrenztem Umfang auftreten. Nachhaltige 
Beeinträchtigungen sind jedoch nicht zu erwarten. 
 
Schädliche Umwelteinwirkungen sowie Geräuschimmissionen, die nach Art, Ausmaß und Dauer ge-
eignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder 
die Nachbarschaft herbeiführen, sind jedoch nicht erkennbar. 

3. Auswirkungen auf den Naturhaushalt 

 Boden 
Böden mit besonderen Standorteigenschaften, Böden mit naturgeschichtlicher Bedeutung sowie sel-
tene Böden sind nicht betroffen. Besonders wertvoller und schutzwürdiger Boden wird nicht bean-
sprucht. 
 
Der innerorts gelegene Planbereich ist derzeit unbebaut. Zufahrts- und Abstellbereiche sind durch 
Befahrung verdichtet. Durch das geplante Vorhaben entstehen Flächenversiegelungen. 
 
In Folge der Planumsetzung und Nutzung werden stoffliche Bodenbelastungen ausgeschlossen. 
Ebenfalls ausgeschlossen werden stoffliche Bodenbelastungen während der privaten Bautätigkeit. 

 Grundwasser 
Grundwasservorkommen in natürlicher Beschaffenheit, Quellen, Gebiete geringen Grundwasserab-
standes oder naturnah ausgeprägter Oberflächengewässer sowie Fließgewässer werden durch das 
geplante Vorhaben nicht tangiert. 
 
Eine Grundwassergefährdung durch Bebauung und Erschließung wird ausgeschlossen. Abwässer 
werden entsprechend den geltenden Vorschriften gesammelt und ordnungsgemäß der gemeindeei-
genen Kläranlage zugeführt. 
 
Die mit der Errichtung baulicher Anlagen verbundene Bodenversiegelung wird das Grundwasser 
nicht wesentlich beeinflussen, da der geplante Eingriffsumfang auf das Notwendige beschränkt wird. 
Bezüglich der Retention von Niederschlagswasser sind keine nachhaltigen Veränderungen zu er-
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warten. Grundwasser oder wasserführende Schichten werden durch die Bebauung nicht beeinträch-
tigt. 
 

Nachhaltige, schädliche Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Grundwasser sind nicht zu 
erwarten. 

 Altlasten 
Nach derzeitigem Kenntnisstand bestehen keine Altlasten. 

 Klima 
Die geplante Bebauung liegt im Bereich der Ortslage. Im Siedlungsbereich sind die allgemein be-
kannten typischen Stadtklimaausprägungen erkennbar. 
 
Der Planbereich berührt keine Bereiche von besonderer klimatischer Empfindlichkeit. Regionale 
Luftleitbahnen und Frischluftbahnen werden durch die vorhandene und geplante Bebauung nicht 
tangiert. 
 
Das geplante Einzelgebäude beeinflusst das standortbezogene Mikroklima in geringem Umfang. 
Durch grünordnerischen Festsetzungen, wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen sowie wei-
terer Vorgaben wird der Eingriff minimiert. 
 
Die damit verbundenen Ausgleichsfunktionen bewirken eine Minderung der stadtklimatischen Belas-
tungsfaktoren (Temperaturausgleich, Veränderung der Boden- und Luftfeuchtigkeit, Luftregeneration 
durch Schadstofffilterung). 
 
Die Auswirkungen im kleinklimatischen Bereich sind von geringer Bedeutung. Nachhaltige Störun-
gen werden ausgeschlossen. Die Planung verursacht keine zusätzlichen relevanten Auswirkungen. 

 Pflanzen und Tiere 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen: 
- Biotopschutz gem. § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
- Artenschutz gemäß § 44 ff BNatSchG 
- Lebensraumtypen gem. Anhang I der FFH – Richtlinie 

- Europäisches Netz „Natura 2000“ gemäß § 31 ff Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Vegetation 
Innerhalb der beanspruchten Teilfläche haben sich keine besonderen Pflanzenstrukturen entwickelt, 
so dass das Schutzgut Vegetation von der Planung nicht betroffen ist. 
 
Im Rahmen der allgemeinen Bestandsaufnahme und Begehungen konnte im Untersuchungsgebiet 
ein Vorkommen geschützter Pflanzenarten nicht festgestellt werden. Die Garten- und Grünlandflä-
chen werden intensiv genutzt und mehrmals im Jahr gemäht. Durch Bewirtschaftung bis an die 
Grundstücksgrenzen existieren keine Raine. 
 
Aufgrund der Flächennutzung, des vorherrschenden Pflanzenbestandes sowie der Standortfaktoren 
bestehen keine entsprechenden Besiedlungsflächen. 
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Fauna 
Die Planbereichsfläche liegt innerhalb der Ortslage und wird durch bestehende Strukturen und Nut-
zungen beeinflusst. Aufgrund der intensiven Nutzung hat die Fläche für die Fauna eine geringere 
Bedeutung. Art und Umfang der Nutzung und Bewirtschaftung hat zu einer starken Verdrängung von 
Pflanzen und Tieren geführt. Die beanspruchte Fläche ist entsprechend vorbelastet und artenarm. 
 
Im Rahmen der allgemeinen Bestandsaufnahme und Begehungen wurde das zu erwartende Arten-
spektrum auf das mögliche Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG geprüft. Auf-
grund der Ausgangslage sind im Planbereich keine wild lebenden Tiere anzutreffen. 
 
Verstöße gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sind nicht erkennbar; 
- vom Aussterben bedrohte Vogelarten 
- gegen bestimmte Veränderungen ihrer Lebensräume empfindliche Arten 
- Arten, die wegen ihres geringen Bestands oder ihrer beschränkten örtlichen Verbreitung als sel-

ten gelten 
- andere Arten, die aufgrund des spezifischen Charakters ihres Lebensraums einer besonderen 

Aufmerksamkeit bedürfen, 
 
wurden nicht registriert. 

4. Zusammenfassung 
Eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht sind im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungspla-
nes nach § 9 Abs. 2a BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB nicht erforderlich. Es bestehen keine 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 BauGB genannten Umweltschutzgüter 
durch die Festsetzungen, die dem Bebauungsplan „Papiermühle“ zu Grunde liegen. 
 
Die verbindliche Bauleitplanung verursacht keine nachhaltigen Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Tiere und Pflanzen sowie Landschaft, Boden, Wasser, Luft, Klima, Kultus- und Sachgüter. 
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5. Städtebauliche Kenndaten 

m² % m² %

19,67 1,37% 0,00 0,00%

Garten / Freizeitfläche 232,78 16,19% 155,50 10,81%

Grünfläche, intensiv genutzt (Pferdeweide) 1.185,55 82,44% 0,00 0,00%

Fläche mit Bindungen gem. § 9 (1) 20 BauGB 0,00 0,00% 220,45 15,33%

Wohnbaufläche (WA - GRZ I), überbaubar Hochbauten 0,00 0,00% 265,51 18,46%

0,00 0,00% 132,76 9,23%

0,00 0,00% 663,78 46,16%

Summe 1.438,00 100,00% 1.438,00 100,00%

Wohnbaufläche (WA), nicht überbaubare Flächen 

Planung
Größe der Planbereichsfläche in m² 1.438,00

Fläche, bebaut

Bestand

Wohnbaufläche (WA - GRZ II), Betriebs-/ Erschließungsflächen
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